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Es gilt das gesprochene Wort! 

 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, 

liebe Kolleginnen und Kollegen, 

 

die deutsche Stahlindustrie steht vor einer entscheidenden Weichenstellung. Es 

geht um nicht weniger als um die Frage: Schaffen wir es, die Technologie, die 

Arbeitsplätze und letztlich auch die Wertschöpfung in Deutschland auf Dauer zu 

erhalten? Oder schaffen wir es nicht und verlieren den Kampf? 

 

Die Frage zu stellen heißt sie zu beantworten: Wir müssen den Kampf gewinnen, 

denn alles andere wäre ein herber Schlag für den Industriestandort Deutschland. 

Wir würden nicht nur die Arbeitsplätze und Steuereinnahmen verlieren, sondern 

auch das Know-how einer Grundstoff-Industrie. Es würde ein Domino-Effekt 

drohen, den wir möglicherweise nicht mehr aufhalten könnten. Dann wären weit 

mehr Arbeitsplätze in Gefahr, als die in der Stahlindustrie. 

 

In Bremen haben wir deshalb in den vergangenen Jahren – genauso wie die 

Kolleginnen und Kollegen in Eisenhüttenstadt, im Saarland, im Ruhrgebiet und in 

Salzgitter – alle Hebel in Bewegung gesetzt, um die Transformation der 

Stahlindustrie möglich zu machen. Mehr als 600 Millionen Euro an Fördermitteln 

hatte dafür noch die alte Bundesregierung zur Verfügung gestellt, 250 Millionen 

Euro das bekanntlich finanziell nicht auf Rosen gebettete Land Bremen. 

 

Der Umbau der Bremer Hütte sollte eines der größten Transformationsprojekte in 

Deutschland werden. Ein Transformationsprojekt, das nicht nur ökologisch, 

sondern auch ökonomisch zwingend erforderlich ist. Denn die traditionelle 

Stahlherstellung wird - darüber sind sich alle einig - in einigen Jahren wegen der 

steigenden CO2-Preise nicht mehr rentabel sein. 
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Deshalb hat die Transformation für uns so eine große Bedeutung. Nicht nur, weil 

die Menschen an ihrer Hütte hängen, in der seit immerhin 100 Jahren Stahl 

gekocht wird. Sondern vor allem, weil die Hütte direkt und indirekt die Existenzen 

von rund 10.000 Menschen und ihren Familien sichert. 

 

 

Meine Damen und Herren, 

 

wenn die örtliche Unternehmensleitung, der Betriebsrat, die IG Metall und der 

Senat rund zweieinhalb Jahre Hand in Hand dafür gearbeitet haben, dass die 

Transformation der Stahlproduktion gelingt, dann ist es ein Schlag ins Kontor, 

wenn die Konzernzentrale von heute auf morgen von sämtlichen Planungen 

Abstand nimmt und das Projekt auf Eis legt. 

 

Die Hütte ist einer der größten Arbeitgeber Bremens und einer der größten 

Ausbildungsbetriebe. Die Belegschaft ist hochmotiviert, die Produkte sind gefragt 

und haben Zukunft. Produziert wird unter anderem für die Automobilindustrie und 

für den Maschinenbau, für Windräder und Pipelines. 

 

Mit meiner Enttäuschung halte ich deshalb nicht hinter dem Berg. Ich hätte mir 

mehr unternehmerischen Mut gewünscht. Aber die Entscheidung von Arcelor-

Mittal ist auch ein deutliches Alarmsignal. Die klare Botschaft ist: Trotz hoher 

staatlicher Investitionszuschüsse rechnet sich die Transformation derzeit einfach 

nicht. 

 

Weil die Energie in Deutschland zu teuer ist, weil uns ungerechte Zölle den Export 

verhageln und weil massenhaft Import-Stahl zu Dumpingpreisen den 

europäischen Markt überschwemmt. Hinzu kommt in der aktuellen konjunkturellen 

Situation auch noch eine sinkende Binnennachfrage. 
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Meine Damen und Herren,  

 

wir brauchen deshalb jetzt einen bundesweiten Stahlgipfel, bei dem alle 

Hindernisse für eine erfolgreiche Transformation der Stahlindustrie auf den Tisch 

kommen und bei dem Unternehmen und Gewerkschaften, Bund und Länder 

gemeinsam Lösungen suchen und auch finden. Insofern ermutigen mich die 

positiven Signale des Bundeskanzlers und ich freue mich, dass jetzt endlich 

Bewegung in die Sache kommt. Denn wir dürfen die Stahlproduktion nicht verloren 

geben, wir brauchen sie auch künftig als industrielles Fundament unserer 

Volkswirtschaft. 

 

Das gilt für Bremen und Eisenhüttenstadt genauso wie für Salzgitter, das Saarland 

und das Ruhrgebiet.  

 

Es geht um nicht weniger als um die industrielle Zukunft unseres Landes. 

 

Gemeinsam müssen wir die aktuellen Herausforderungen jetzt angehen und den 

Stahlstandort Deutschland sichern. Gemeinsam müssen wir in Brüssel einen 

besseren Schutz vor billigem Importstahl durchsetzen. Und gemeinsam müssen 

wir wettbewerbsfähige und verlässliche Energiepreise für die Grundstoffindustrie 

in Deutschland gewährleisten. 

 

Wir brauchen Antworten auf die real bestehenden Probleme. Und wir brauchen sie 

schnell. Das sind wir den Unternehmen und den Beschäftigten schuldig, dass wir 

sie jetzt nicht hängen lassen. 

 

„Stahl hat Zukunft“, ist der Schlachtruf der Stahlarbeiterinnen und Stahlarbeiter. 

Lassen Sie uns alles dafür tun, dass Stahl auch in Deutschland eine Zukunft hat. 

 

 

Herzlichen Dank! 

 


